
Verbesserte Transparenz privater  
Riester- und Basisrentenprodukte
Im Rahmen eines Gutachtens für das Bundesministerium der Finanzen hat das ZEW in 
Zusammenarbeit mit dem infas Institut für angewandte Sozialwissenschaft und dem 
Institut für Finanzdienstleistungen (iff) untersucht, wie transparent die Informationen 
zu staatlich geförderten Altersvorsorgeprodukten sind.  Aufbauend auf der Analyse 
des Status quo wurde ein Modell entwickelt, mit dem eine deutliche Verbesserung für 
die Transparenz des Altersvorsorgemarktes erzielt werden kann.

Ein offensichtliches Problem beim Ver­
gleich von Altersvorsorgeprodukten stellt 
der meist mehrere Jahrzehnte umfas­
sende Anlagehorizont dar. Verlässliche 
Renditeprognosen für risikobehaftete An­
lagen sind über einen langen Zeitraum 
grundsätzlich kaum möglich. Zudem vari­
iert im Zeitverlauf bei vielen Sparproduk­
ten die Anlagestruktur. Darüber hinaus 
verfügen die angebotenen Produkte über 
unterschiedliche Elemente zur Absiche­
rung von Ertragsrisiken, Langlebigkeits­
risiko und zur Hinterbliebenensicherung. 
Die damit nur kurz umrissene Komplexität 
des Produktspektrums verdeutlicht die 
Notwendigkeit übersichtlicher Informatio­
nen für den privaten Anleger. Die Markt­

analysen zeigen jedoch, dass die bisheri­
gen Transparenzvorschriften zum Aus­
weis der Kosten von Altersvorsorgeverträ­
gen das Ziel der Schaffung von Kosten­
transparenz beim Vorsorgesparer weitge­
hend verfehlen. 

Ein besonderes Problem stellt die feh­
lende Kostentransparenz dar, da die An­
bieter Kostenangaben üblicherweise auf 
unterschiedliche Größen und Zeiteinhei­
ten beziehen.  Zur Steigerung der Kosten­
transparenz von Altersvorsorgeprodukten 
wird daher die Angabe einer zusammen­
gefassten Kennzahl „Reduction in Yield“ 
(Renditeminderung) für die Ansparphase 
und die Angabe einer Kostenquote, bezo­
gen auf die Auszahlungen in der Renten­

bezugsphase, empfohlen. Beide Kenn­
zahlen sollten alle ex ante kalkulierbaren 
Kosten einbeziehen, insbesondere an­
fänglich gezahlte Abschlusskosten und 
Ausgabeaufschläge, laufende Verwal­
tungs-, Vertriebs- und Kapitalanlagekos­
ten auf Ebene des Finanzdienstleisters 
und auf Ebene der Fonds bei fondsgebun­
denen Produkten. Für Lebenszykluspro­
dukte sollten Kostenintervalle oder maxi­
male Kostensätze angegeben werden. 

Stärkere Praxisorientierung

Zur Verdeutlichung des Produktprofils 
empfiehlt das Gutachten ein zukunfts­
offenes Modell mit drei Ebenen. Dieses 
„Pyramidenmodell“ bietet den Vorteil  
einer grundlegenden Orientierung auf 
der ersten Ebene und einer weitergehen­
den Information für stärker interessierte 
Anleger auf den beiden tiefer liegenden 
Ebenen. Die erste Ebene sollte die wich­
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tigsten Eckdaten des Produktes auf­
führen, etwa zu Produkttyp, wichtigsten 
Zusagen/Garantieelementen und Risi­
ken. Ergänzend sollten die oben disku­
tierten Kostenkennzahlen in übersicht­
licher, tabellarischer Darstellung aus­
gewiesen werden.

Die zweite Ebene sollte weitergehen­
de Angaben zum Rendite-Risiko-Profil 
und zur Eignung des Produkts für unter­
schiedliche Anlegergruppen machen. 
Hier bietet sich eine zweidimensionale 
Darstellung an, die Bezug sowohl auf die 
Risikoneigung des Anlegers als auch auf 
sein Lebensalter nimmt. Darüber hinaus 
sollte bei fondsgebundenen Produkten 

die Anlagestruktur in einer aussagefähi­
gen Gliederung dargestellt werden. 

Die dritte Ebene sollte das Rendite-
Risiko-Profil noch detaillierter dargestel­
len. Gegenwärtig wird intensiv an sto­
chastischen, das heißt auf statistischen 
Wahrscheinlichkeitsrechnungen basie­
renden Simulationsmodellen für Rendite-
Risiko-Profile von Altersvorsorgeproduk­
ten gearbeitet. Insbesondere ist das Be­
mühen erkennbar, anbieterunabhängige 
Standards zu entwickeln. Sofern belast­
bare Eckdaten aus Simulationsrech­
nungen vorliegen, empfiehlt sich als 
Standard eine grafische Darstellung von 
Konfidenzintervallen, die entsprechend 

verbraucherkonform erklärt werden. Als 
zweite wichtige Maßzahl wird die Wahr­
scheinlichkeit empfohlen, mit der eine 
jährliche Rendite von zwei Prozent (als 
Näherung an die von der Europäischen 
Zentralbank angestrebte Inflationsrate) 
unterschritten wird. Sofern keine sto­
chastischen Simulationen vorliegen, soll­
ten auf dieser dritten Ebene Berech­
nungsergebnisse mit Normrenditen von 
zwei, vier, oder sechs Prozent ausgewie­
sen werden. 

Sie finden das vollständige Gutachten 
im Internet unter: 
www.zew.de/altersvorsorge2010 

Dr. Peter Westerheide, westerheide@zew.de

Jedes fünfte Unternehmen nutzt Web 2.0 
Web 2.0-Anwendungen wie Facebook und Twitter haben sich als Informations- und 
Kommunikationsmedien im privaten Bereich schon längst etabliert. Jetzt erobern sie 
unter dem Label „Enterprise 2.0“ zunehmend die Geschäftswelt. Bereits jedes fünfte 
Unternehmen in Deutschland nutzt derzeit Wikis, Blogs, soziale Online-Netzwerke oder 
Kollaborationsplattformen. Zu diesem Ergebnis kommt eine aktuelle repräsentative Be-
fragung, die das ZEW bei Unternehmen mit mindestens fünf Beschäftigten im verarbei-
tenden Gewerbe und in ausgewählten Dienstleistungsbranchen durchgeführt hat. 

Vor allem in Dienstleistungsbranchen, 
in denen Information und Kommunika­
tion und die Nähe zum Kunden eine große 
Rolle spielen, findet Web 2.0 zahlreiche 
Anwender. So zeigt die aktuelle Studie, 
dass der Branche IT-Dienste und Tele­
kommunikation mit einer Nutzungsrate 
von 62 Prozent sowie den Mediendienst­
leistern mit 39 Prozent eine Vorreiterrolle 
beim Einsatz von Web 2.0-Anwendungen 

zukommt. Das Schlusslicht bildet der 
Einzelhandel mit einer Nutzungsrate von 
knapp zwölf Prozent.

75 Prozent der Unternehmen, die Web 
2.0-Anwendungen einsetzen, tun dies 
vorrangig im Wissensmanagement. Häu­
fig kommen Web 2.0-Anwendungen aber 
auch bei der Kommunikation mit Kunden 
oder mit externen Partnern und Lieferan­
ten zum Einsatz. Innerhalb des Unterneh­

mens dient Web 2.0 der Kommunikation 
und der gemeinsamen Projektbearbei­
tung. Seltener wird Web 2.0 bisher noch 
für die Bearbeitung von Projekten mit Ex­
ternen genutzt (siehe Grafik).

In Sicherheitsrisiken und einem zu ho­
hen Aufwand, verbunden mit schwer 
überschaubaren Folgekosten, sehen die 
Unternehmen die Haupthemmnisfakto­
ren für eine Nutzung oder weitere Verbrei­
tung von Web 2.0. Diese Hemmnisse wer­
den von 64 beziehungsweise 62 Prozent 
der Unternehmen genannt. Über die Hälf­
te der Unternehmen hält die Kontrolle 
über die Inhalte für unzureichend, und 48 
Prozent befürchten, dass die Beschäftig­
ten zu stark von ihren eigentlichen Aufga­
ben abgelenkt werden. Nur ein Drittel der 
Unternehmen geht von einer fehlenden 
Bereitschaft der Mitarbeiter aus, Web 
2.0-Anwendungen aktiv zu nutzen.

Die Befragungsergebnisse zeigen, 
dass sich ein nicht unbedeutender Anteil 
der Unternehmen in Deutschland auf 
dem Weg zu Enterprise 2.0 befindet. Ob 
sich Wikis, Blogs & Co. auf Dauer bewäh­
ren werden und ob sie letztlich zur Stei­
gerung des Unternehmenserfolgs in Form 
höherer Umsätze, einer höheren Produk­
tivität oder einer besseren Innovations­
fähigkeit beitragen können, wird noch zu 
prüfen sein.

Dr. Irene Bertschek, bertschek@zew.de
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  Einsatzzweck von Web 2.0

Quelle: ZEW IKT-Umfrage, Frühjahr 2010
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Investmentfondsvermögen privater  
Anleger in Deutschland im Vergleich 
Deutsche Privatanleger investieren direkt in Fonds, gleichzeitig fließt ein großer Teil 
ihres Vermögens auch indirekt in diese Anlageform. Denn ein Teil des Geldes, das die 
privaten Haushalte über Lebensversicherungen und betrieblicher Altersvorsorge an-
sparen, legen Versicherer und Pensionskassen ihrerseits in Fonds an. Im Verhältnis zu 
ihrem Gesamtvermögen investieren die Haushalte in Deutschland einen vergleichba-
ren Anteil ihres Vermögens in Investmentfonds. Dies sind Ergebnisse einer aktuellen 
Studie des ZEW in Mannheim.

Die Privatanleger in Deutschland ha­
ben insgesamt 805 Milliarden Euro in  
Investmentfonds investiert. Neben den 
direkten Fondsanlagen in Publikums­
fonds, die sich insgesamt auf 517 Milli­
arden Euro belaufen und etwa 11,4 Pro­
zent des Geldvermögens der Haushalte 
ausmachen, berücksichtigt die Studie 
die indirekten Anlagen insbesondere 
über Lebensversicherungen und Pensi­
onseinrichtungen. Beide zusammen in­
vestieren rund sechs Prozent des Geld­
vermögens der privaten Haushalte in 
Fonds. Damit beläuft sich das indirekt in­
vestierte Fondsvermögen der privaten 
Haushalte auf 288 Milliarden Euro, das 

ist mehr als die Hälfte des direkt inves­
tierten Fondsvermögens. Fast 60 Prozent 
der deutschen Privathaushalte sind di­
rekt oder indirekt Fondsanleger. Direkte 
Fondsanteile besitzen dabei nur 24 Pro­
zent der Haushalte.

Die direkten Investmentfondsanlagen 
in Publikumsfonds sind mit 11,4 Prozent 

ein wichtiger Bestandteil der Vermögens­
bildung deutscher Haushalte. Die direk­
ten Investmentfondsanlagen erreichten 
Ende des Jahres 2009 das Niveau von vor 
der Finanzmarktkrise und sie überstei­
gen die Summe aus Rentenwerten und 
Aktien, die jeweils einen Anteil von 7,2 
Prozent und 3,9 Prozent des Geldver­
mögens ausmachen. 

Geringe Unterschiede im  
Anlageverhalten

Die Studie untersucht darüber hinaus 
das Anlageverhalten verschiedener Be­
völkerungsgruppen. Hierfür wurde die 

Einkommens- und Verbrauchsstichprobe 
(EVS) 2008 der statistischen Ämter des 
Bundes und der Länder herangezogen. 
Der umfassende Datensatz aus der Befra­
gung von über 50.000 privaten Haushal­
ten erlaubt die Einteilung nach verschie­
denen Merkmalen wie Einkommen, Bun­
desland, Alter und Geschlecht des Haus­

haltsvorstands. Der Vergleich der Anlage­
beträge zwischen den einzelnen Bevölke­
rungsgruppen zeigt, dass diese stark 
vom Vermögenseffekt geprägt sind. Das 
heißt, eine höhere Anlage in Investment­
fonds ist von einem höheren Geldvermö­
gen abhängig. 

Setzt man die Fondsanlage jedoch ins 
Verhältnis zum gesamten Geldvermögen 
des Haushalts, zeigt sich, dass die Anla­
gevolumina in Fonds über die verschie­
denen Bevölkerungsgruppen durchaus 
vergleichbar sind. Somit ergeben sich 
kaum Unterschiede im Anlageverhalten 
der Haushalte in West- und Ostdeutsch­
land. Die untersten Einkommensklassen 
unterscheiden sich geringfügig von den 
Höchstverdienern in ihrem Anlageverhal­
ten. Im Bundesländervergleich ist das 
Anlageverhalten ebenfalls ähnlich. Da­
bei wird in Niedersachsen und Rhein­
land-Pfalz prozentual am geringsten in 
Fonds investiert, in Hamburg und Bre­
men am stärksten.  

Ferner analysiert die Studie, inwiefern 
deutsche Privatanleger direkt in Publi­
kumsfonds investieren. Die in Deutsch­
land zum Vertrieb zugelassenen Publi­
kumsfonds werden zum Großteil in Lu­
xemburg und Irland (73 Prozent) aufge­
legt. Im Fall mehrerer Vertriebsländer  
ermittelt die Studie länderspezifische 
Gewichtungsfaktoren, um den Fondsver­
mögensanteil der deutschen Anleger zu 
schätzen. Aus der Anlagestruktur des so 
ermittelten Fondsvermögens wird deut­
lich, dass der Großteil in Aktien inves­
tiert wird (39 Prozent). Knapp 28 Prozent 
fließen in Anleihen. Dabei legen Invest­
mentfonds das Vermögen deutscher An­
leger überwiegend in deutschen Aktien 
(22,4 Prozent des Aktienportfolios) und 
deutschen Anleihen (26,8 Prozent des 
Anleihenportfolios) an. Nur 15 Prozent 
wird in PIIGS-Ländern (Portugal, Irland, 
Italien, Griechenland, Spanien) ange­
legt. Staatsanleihen machen 36 Prozent 
des Anleihenportfolios aus.

Zwetelina Iliewa, iliewa@zew.de 
Gunnar Lang, lang@zew.de

Privatanleger in Deutschland haben rund 805 Milliarden Euro in Investmentfonds investiert.

Foto: digitalstock
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Nachgefragt: Fachkräftemangel in Deutschland 

Qualifizierte Zuwanderung mit Augenmaß
Im Oktober ist die Arbeitslosenzahl in Deutschland erstmals seit langem wieder unter 
die Drei-Millionen-Marke gefallen. Angesichts des robusten Arbeitsmarkts wächst der 
Ruf der Unternehmen nach mehr Zuwanderung, weil nicht mehr genügend qualifizier-
te inländische Bewerber vorhanden seien. Dr. Holger Bonin, Leiter des Forschungs
bereichs Arbeitsmärkte, Personalmanagement und Soziale Sicherung am ZEW, sagt, 
was angesichts des wachsenden Fachkräftemangels getan werden muss.

Brauchen wir wirklich Zuwanderung?
Definitiv. Mit Zuwanderern, die die ge­

suchten Qualifikationen mitbringen, las­
sen sich die bestehenden Lücken am 
schnellsten füllen. Ganz einfach wird das 
allerdings nicht. Ausländische Fachkräfte 
stehen nicht gerade Schlange, um nach 
Deutschland zu kommen. Zudem gibt es 
nach wie vor kein Steuerungsinstrumen­
tarium für eine gezielte Zuwanderung.

Aber besteht nicht die Gefahr, dass 
man mit den Zuwanderern künftige Ar-
beitslose ins Land holt, wenn die Wirt-
schaft nicht mehr so gut läuft?

Das ist ein Missverständnis. Man darf 
nicht von unseren nicht so guten Er­
fahrungen mit den Gastarbeitern ausge­
hen. In der heutigen Situation braucht 
Deutschland die Zuwanderung nicht aus 
konjunkturellen, sondern aus strukturel­
len Gründen. Es sollen gut ausgebildete 
Menschen zu uns kommen, die von ihrer 
Grundqualifikation her zu jeder Zeit 
überdurchschnittlich gute Chancen am 
Arbeitsmarkt haben.

Können Sie sagen, wie viele Men-
schen in welchen Bereichen zuwandern 
sollten?

Das kann niemand genau. Durch ein 
ständiges Monitoring kann man aber ab­

schätzen, was gerade Mangelberufe 
sind. Diese Berufe sollte ein Punktesys­
tem höher gewichten. Bezieht es dane­
ben Faktoren wie Alter, Ausbildungs­
niveau, Berufserfahrung und Sprach­
kenntnisse ein, sind die Chancen gut, 
Zuwanderer zuzulassen, die sich leicht in 
den Arbeitsmarkt integrieren. Trotzdem 
sollte man die jährlichen Zuwanderungs­
kontingente nicht zu groß ansetzen.

Warum diese Einschränkung?
Um die Selbstheilungskräfte des Mark­

tes zu erhalten. Bleibt ein Nachfrageüber­
hang trotz Zuwanderung, sollten die Löh­
ne steigen. Dies setzt Signale für die 
richtige Ausbildung. Und wenn die Unter­
nehmen wissen, dass sie nicht alle Stel­
len durch Zuwanderer füllen können, be­
halten sie den Anreiz, selbst auszubil­
den und attraktive Arbeitsbedingungen 
zu schaffen.

Was können die Unternehmen in 
Deutschland denn selbst gegen den 
Fachkräftemangel tun?

Zumindest mittelfristig ist die weitere 
Aktivierung der Älteren und noch mehr 
der Frauen zentral, um den Fachkräfte­
mangel aus eigener Kraft zu bekämpfen. 
Hier müssen die Unternehmen eigene 
Beiträge leisten, etwa durch altersge­

rechte Arbeitsplätze oder gute Verein­
barkeit von Familie und Beruf. Bei den 
Frauen geht es dabei um mehr als den 
Betriebskindergarten. Gerade in einem 
technischen Umfeld ist häufig eine fun­
damental neue Unternehmenskultur er­
forderlich, damit sie an die Spitze kom­
men können.

Und was ist mit Qualifizierung und 
Ausbildung?

Kurzfristig ist damit wenig zu errei­
chen. Die Vorstellung etwa, man könnte 
viele der heutigen Langzeitarbeitslosen 
durch Qualifizierung so weit bringen, 
dass sie die Fachkräftelücken füllen, hal­
te ich schlicht für utopisch. Aber natür­
lich beginnen die künftigen Fachkräfte 
ihren Bildungsweg in unseren Kinder­
gärten und Schulen. Und wie wir aus ge­
nügend Bildungsstudien wissen, wird 
hier viel Humankapitalpotenzial ver­
schwendet. Nicht nur berufsrelevante 
Grundfertigkeiten, sondern auch Berufs- 
und Aufstiegsorientierung müssen noch 
viel besser vermittelt werden.

Dr. Holger Bonin, bonin@zew.de

Dr. Holger Bonin promovierte nach dem Studium der 
Volkswirtschaftslehre im Jahr 2000 an der Universität 
Freiburg. Nach Tätigkeiten am Institut zur Zukunft der Ar­
beit (IZA) und am Deutschen Institut für Wirtschaftsfor­
schung (DIW) ist Bonin seit dem Jahr 2007 Leiter des 
Forschungsbereichs „Arbeitsmärkte, Personalmanage­
ment und Soziale Sicherung“ am ZEW. Bonin untersucht 
unter anderem die Beschäftigungsprobleme von Ge­
ringqualifizierten, die Flexibilität von Löhnen, die öko­
nomischen Folgen von gesellschaftlicher Alterung und 

Migration sowie die Risikobereitschaft von Arbeitnehmern.

Foto: ZEW

Mit gut ausgebildeten Zuwanderern kann Deutsch-
land dem Fachkräftemangel begegnen.

Foto: istockphoto
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Steuervereinfachungen – eine sinnvolle 
Alternative zu Steuersenkungen
Im Vergleich zu anderen wirtschaftspolitischen Maßnahmen, die auf die Förderung 
des langfristigen Wachstums abzielen, haben Steuervereinfachungen den entschei-
denden Vorteil, dass sie nicht notwendigerweise den Finanzierungsspielraum der  
öffentlichen Haushalte einschränken. Vor diesem Hintergrund bietet die aktuelle Haus-
haltslage eine starke Motivation, Steuervereinfachungen in Angriff zu nehmen. Dieser 
Beitrag stellt in der laufenden Legislaturperiode umsetzbare Vereinfachungsmaß
nahmen vor und schätzt ihre Wirkung auf das gesamtwirtschaftliche Wachstum ab.*

Ausgangspunkt der Analyse ist die 
Einsicht, dass die Erhebung von Steuern 
den Steuerpflichtigen sowie der Finanz­
verwaltung Kosten verursacht. Diese um­
fassen die Befolgungs- und Planungs­
kosten bei den Unternehmen sowie die 
Verwaltungskosten im öffentlichen Sek­
tor. Da diese Kosten das gesamtwirt­
schaftliche Wachstum bremsen, sollten 
sie möglichst niedrig gehalten werden. 
Die obige Darstellung veranschaulicht 
diese Zusammenhänge. 

Das ZEW hat in Zusammenarbeit mit 
der Bergischen Universität Wuppertal 
und der Beratungsgesellschaft Ebner 
Stolz Mönning Bachem einen Katalog von 
18 Maßnahmen zur Steuervereinfachung 
erarbeitet. Diese Liste ließe sich kurzfris­
tig umsetzen und wäre mit einem Kos­
tensenkungspotenzial im Umfang von 
4,8 Milliarden  Euro verbunden. Neben 
den Verwaltungskosten des Fiskus und 
den Befolgungskosten für Unternehmen 
und private Haushalte werden auch die 

Kosten der Steuerplanung berücksich­
tigt, die den Steuerpflichtigen im Rah­
men legaler Aktivitäten zur Senkung der 
Steuerbelastung entstehen. Weitere Kri­
terien für die Bewertung der untersuch­
ten Maßnahmen bilden die administra­
tive und politische Umsetzbarkeit sowie 
die Vereinbarkeit mit dem Verfassungs- 
und Europarecht. Etwaige Aufkommens­
verluste sollen zudem gering sein oder 
die Kostensenkungspotentiale bei wei­
tem unterschreiten. 

Wachstumseffekt von  
0,05 Prozentpunkten pro Jahr

Von den knapp 4,8 Milliarden Euro, 
die durch die ermittelten Steuerverein­
fachungen eingespart werden könnten, 
entfällt mit etwa 3,3 Milliarden Euro der 
größte Teil auf Unternehmen. Dieser  
Fokus auf die Unternehmen ist im Hin­
blick auf die Zielsetzung, positive Wachs­
tumseffekte zu erzielen und somit Alter­

nativen für Steuersenkungen aufzuzei­
gen, geboten. Aber auch private Haus­
halte und die Finanzverwaltung könnten 
mit etwa 1,3 Milliarden beziehungswei­
se knapp 300 Millionen Euro deutlich 
entlastet werden. Der mit den prognosti­
zierten Kostensenkungen auf Seiten der 
Unternehmen und der Verwaltung ver­
bundene Effekt auf das Wirtschafts­
wachstum lässt sich auf etwa 0,05 Pro­
zentpunkte jährlich beziffern. Setzt man 
diese Effekte in Relation zum konjunk­
turbereingten langfristigen deutschen 
Wirtschaftswachstum, das in den letzten 
Jahren auf lediglich einen Prozentpunkt 
geschätzt wurde, und berücksichtigt 
man ferner, dass der Aufwand, den Maß­
nahmenkatalog umzusetzen, relativ ge­
ring ist, so wäre dies durchaus ein nen­
nenswerter Wachstumsbeitrag.

Im Folgenden werden drei der ins­
gesamt 18 Maßnahmen des Mannhei­
mer Katalogs vorgestellt. Die Einführung 
einer generellen Poolabschreibung so­
wie die Begrenzung des Anwendungs­
bereichs des ermäßigten Umsatzsteuer­
satzes zielen in erster Linie auf Unter­
nehmen ab. Demgegenüber profitieren 
private Haushalte von der Einführung  
separater Werbungskostenpauschalen.

Einführung einer Poolabschreibung 
für alle Wirtschaftsgüter

Im Rahmen der derzeit praktizierten 
steuerlichen Abschreibung beweglicher 
Wirtschaftsgüter des abnutzbaren An­
lagevermögens erweist sich die Ermitt­
lung der zugrunde liegenden Abschreibe­
dauer als besonders zeitaufwendig. Dies 
könnte durch die Einführung einer Sam­
melabschreibung, wie sie im Rahmen der 
Unternehmenssteuerreform 2008 bereits 
für geringwertige Wirtschaftsgüter des 

*	� Die Analyse basiert auf der Studie „Auswirkungen 
von Steuervereinfachungen“, die das ZEW im Auf­
trag des BMWi in Zusammenarbeit mit der Bergi­
schen Universität Wuppertal und der Beratungs­
gesellschaft Ebner Stolz Mönning Bachem erstellt 
hat. Sie finden die vollständige Studie sowie eine 
Kurzfassung unter:  www.zew.de/publikation5969

Planungskosten

Rechtsunsicherheit „Wait­and­See“

Geringeres Wirtschaftswachstum

Investitionsrendite sinkt

Weniger Investitionen

Bindung von Ressourcen:
Niedrige Unternehmens­

produktivität

Höherer
Steuersätze

Geringere
produktive
Ausgaben

Befolgungskosten Verwaltungskosten

Einfluss verschiedener Steuerkosten auf das Wirtschaftswachstum

Quelle: ZEW
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Anlagevermögens eingeführt wurde, we­
sentlich vereinfacht werden. Bei der Sam­
melabschreibung werden sämtliche be­
weglichen abnutzbaren Anlagegüter in  
einem Sammelposten zusammengefasst 
und in Höhe eines festen Prozentsatzes 
abgeschrieben. In Folge dieser Maßnah­
me muss die tatsächliche Nutzungsdauer 
der einzelnen Wirtschaftsgüter nicht 
mehr ermittelt werden, was auf Seiten 
der Unternehmen mit einem Kostensen­
kungspotential in Höhe von etwa 300 Mil­
lionen Euro verbunden ist. 

Begrenzung des ermäßigten 
Umsatzsteuersatzes

Das Nebeneinander zwischen ermä­
ßigtem und regulärem Umsatzsteuersatz 
beinhaltet komplexe Abgrenzungsfragen 
und einen erhöhten Deklarationsauf­
wand im Rahmen der Rechnungsstellung 
und der Finanzbuchhaltung der Unter­
nehmen. Eine deutliche Einschränkung 
des Anwendungsbereichs des ermäßig­
ten Umsatzsteuersatzes beinhaltet ein 
Kostensenkungspotenzial in Höhe von 
knapp 130 Millionen Euro. Die vollstän­
dige Abschaffung des ermäßigten Steu­
ersatzes birgt zudem ein noch höheres 
Kostensenkungspotenzial. Mittels ge­
zielter Transferleistungen ließe sich zu­

dem die verteilungspolitische Zielset­
zung, die mit der ermäßigten Besteue­
rung beispielsweise von Lebensmitteln 
und Büchern verfolgt wird, wesentlich  
effektiver erreichen. Darüber hinaus wä­
re die Maßnahme vermutlich mit hohen 
Aufkommensgewinnen verbunden. 

Einführung separater  
Werbungskostenpauschalen

 Im Rahmen der Einkommensteuerer­
klärung ist insbesondere der Nachweis 
der Werbungskosten sehr zeitaufwendig. 
Der Arbeitnehmer‑Pauschbetrag soll hier 
Abhilfe schaffen. Oftmals übersteigen je­

doch bereits die Kosten für die Fahrt zur 
Arbeitsstätte diese Pauschale, so dass 
die übrigen Ausgaben im Endeffekt doch 
jeweils einzeln nachgewiesen werden 
müssen. Die Aufteilung des bestehenden 
Arbeitnehmerpauschbetrags auf drei ge­
sonderte Pauschalen für Fahrten zwi­
schen Wohnung und Arbeitsstätte, für die 
betriebliche Nutzung privater PCs und für 
sonstige Erwerbsaufwendungen kann 
wesentlich dazu beitragen, dass der Ein­
zelnachweis seltener erforderlich wird 
und somit Entlastungen von 380 Millio­
nen  Euro allein auf Seiten der privaten 
Haushalte realisiert werden könnten.

Lisa Evers, evers@zew.de

Z E W  K O N F E R E N Z E N

Systemic Risk and Incentives
Am 23. und 24. September 2010 veranstaltete das ZEW zusammen mit der Universität 
Mannheim und der European Business School die “Third Conference on Financial Inte-
gration and Stability: Systemic Risk and Incentives“. Die Konferenz wurde finanziell 
von der Stiftung Geld und Währung unterstützt. An der Konferenz nahmen 31 Wissen-
schaftler aus dem In- und Ausland teil.

Die Keynote-Speech wurde von Axel 
Wieandt, dem früheren Vorstandsvorsit­
zenden der Hypo-Real Estate, gehalten. 
Die Konferenz befasste sich mit drei über­
geordneten Themenblöcken, die sich als 
besonders wichtig für den Ausbruch und 
den Verlauf der Finanzmarktkrise erwiesen 
haben. John Muellbauer (Oxford University) 

untersuchte im Themenblock „Household 
Finance and Mortgage Markets“ die Be­
deutung der Kreditmärkte und der Hypo­
thekenfinanzierung für den privaten Kon­
sum in den Vereinigten Staaten. Im The­
menblock „Liquidity“ beschäftigte sich 
Ernst-Ludwig von Thadden (Universität 
Mannheim) mit dem Phänomen der Repo-

Runs, die im Laufe der Krise zu großen Li­
quiditätsproblemen bei Banken geführt 
haben. Jean-Charles Rochet (University of 
Toulouse) zeigte in seiner Präsentation 
Möglichkeiten auf, wie der Risikoappetit 
von systemisch relevanten Banken ge­
zügelt werden kann. Im Rahmen des drit­
ten Themenblocks „Governance“ machte 
Christa Bouwman (CASE Western Univer­
sity) deutlich, dass sich die Corporate 
Governance-Systeme von Unternehmen 
durch personelle Verflechtungen zwi­
schen den Unternehmen angleichen. 

Matthias Köhler, koehler@zew.de

Steuervereinfachungen könnten Unternehmen, privaten Haushalten und öffentlicher Verwaltung Geld sparen.

Foto: digitalstock
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Workshop: Die Ökonomie von Green IT
Am 22. November 2010 richtete das ZEW den Workshop „The Economics of Green IT“ 
aus. Unter Green IT versteht man energiesparende Maßnahmen bei der Produktion 
und Nutzung von Informationstechnologien genauso wie IT-basierte Innovationen, die 
darauf abzielen, den Energieverbrauch in Geräten und Produktionsprozessen zu redu-
zieren, Stromnetze zu verbessern und Energiemärkte effizienter zu gestalten. 

Während Green IT in der Praxis stark 
diskutiert wird, hat sich in den Wirt­
schaftswissenschaften noch kein syste­
matischer Forschungsansatz herauskris­
tallisiert. Ziel des Workshop war es, die 
wissenschaftliche Debatte zu Green IT in 
der Ökonomie und verwandten Diszi­
plinen zu fördern.  Er wurde gemeinsam 
von der Forschungsgruppe Informations- 
und Kommunikationstechnologien und 
dem Forschungsbereich Umwelt- und 
Ressourcenökonomik, Umweltmanage­
ment ausgerichtet.

Als Hauptredner sprach Philippe Ag­
hion von der Universität Harvard. Er er­
läuterte anhand eines theoretischen Mo­
dells, wie eine optimale Umweltpolitik 
angesichts der Koexistenz „sauberer“ 
und umweltbelastender Innovationen 
gestaltet sein sollte. Eine Subvention 
sauberer Innovationen ermöglicht es,  
einen sich selbst tragenden Prozess tech­
nischen Fortschritts in diesem Bereich zu 
initiieren. Gleichzeitig sollte eine Ver­
brauchsteuer auf Kohlenstoffemissionen 
erfolgen, da Entscheidungsträger in der 

Gegenwart die Belastungen künftiger Ge­
nerationen durch Klimaerwärmung nur 
unzureichend berücksichtigen. Die opti­
mistische Botschaft Aghions und seiner 
Koautoren lautet, dass in einem plausib­
len Szenario eine verhängnisvolle Klima­
erwärmung durch vorübergehenden Ein­
satz der genannten Maßnahmen verhin­
dert werden kann. 

„Grüne“ Patente

In einem weiteren Vortrag analysierte 
Alistair Ulph (Universität Manchester) 
Probleme, die entstehen, wenn Regie­
rungen zukünftiges Handeln im Bereich 
der Umweltpolitik nicht  unabänderlich 
festlegen können. Christian Helmers 
(Universität Oxford) befasste sich mit 
dem von IBM eingerichteten Patent Com­
mons, in dem mehrere große Unterneh­
men einen Teil ihrer „grünen“ Patente 
der Allgemeinheit frei zur Verfügung stel­
len. Die Ergebnisse der empirischen Un­
tersuchung über die mögliche Motivati­
on der Unternehmen zeigen unter ande­
rem, dass Unternehmen vor allem solche 
Patente beisteuern, die nicht in ihrem 
Kernbereich liegen. Giovanni Marin (Uni­
versität Ferrara) präsentierte eine Unter­
suchung zu Determinanten von ökologi­
scher Innovation und zur Wirkung von IT-
Investition auf Emissionen. Shunsuke 
Managi (National Institute for Environ­
mental Studies, Japan) diskutierte die 
Auswirkungen von Umweltregulierung 
auf Forschung und Entwicklung in der ja­
panischen Automobilindustrie. Es zeigt 
sich, dass striktere Regulierung Investiti­
onen in Forschung und Entwicklung sti­
muliert. Ralph Hintemann (Borderstep 
Institute, Berlin) und Daniel Schlitt (OF­
FIS, Oldenburg) stellten anhand innova­
tiver Datenberechnungen und Modellsi­
mulationen dar, wie groß der Energie- 
und Materialverbrauch in deutschen Da­
tenzentren eingeschätzt wird und welche 
Maßnahmen einen sparsameren Um­
gang mit diesen Ressourcen fördern. 

Weitere Informationen finden sich un­
ter www.zew.de/greenit2010.

Dr. Marianne Saam, saam@zew.de 
Benjamin Engelstätter, engelstaetter@zew.de

Z E W  I N T E R N

Prof. Dr. Andreas Löschel folgt Ruf  
der Universität Heidelberg

Prof. Dr. Andreas Löschel, Leiter des Forschungsbereichs Um­
welt- und Ressourcenökonomik, Umweltmanagement am 
ZEW, wurde zum Professor für Volkswirtschaftslehre mit dem 
Schwerpunkt Umwelt- und Ressourcenökonomik an der Rup­
recht-Karls-Universität ernannt. Die Professur ist dem Alfed-
Weber-Institut der Fakultät für Wirtschafts- und Sozialwissen­
schaften der Universität zugeordnet. 

Hauptredner des Workshops war Philippe Aghion von der Universität  Harvard.

Foto: ZEW

Foto: ZEW
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Chancen für einen stabilen Aufschwung
ZEW-Präsident Wolfgang Franz stellte im Rahmen der Reihe „Wirtschaftspolitik aus 
erster Hand“ das neue Jahresgutachten 2010/11 des Sachverständigenrates zur Be-
gutachtung der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung vor. Im November und Dezem-
ber 2010 referierte der Vorsitzende des Sachverständigenrats in den baden-würt-
tembergischen Landesvertretungen in Berlin und Brüssel, bei der Baden-Württem-
bergischen Bank in Stuttgart und bei der EnBW in Karlsruhe sowie der Industrie- und 
Handelskammer in Freiburg.

Deutschland habe im Jahr 2010 mit ei­
ner überdurchschnittlich starken und 
schnellen Erholung den Weg aus der glo­
balen Finanz- und Wirtschaftskrise gefun­
den, sagte Franz zu Beginn seines Vor­
trags. Obwohl die deutsche Wirtschaft im 

vergangenen Jahr geschrumpft sei, habe 
bereits zur Jahresmitte 2009 eine anhal­
tende wirtschaftliche Erholung einge­
setzt. Für das Jahr 2010 gehe der Sachver­
ständigenrat von einem Anstieg des Brut­
toinlandsprodukts um 3,7 Prozent aus. 
Im Jahr 2011 sei mit einem Wachstum von 
2,2 Prozent zu rechnen, sagte Franz. 

Die Konjunkturpakete der Bundesre­
gierung hätten die konjunkturelle Ab­
wärtsdynamik abgebremst und zu einer 
raschen Erholung geführt. Darüber hin­
aus profitiere die deutsche Wirtschaft 
von den Reformen vorheriger Regierun­
gen, etwa von der Unternehmenssteuer­
reform und den Hartz-Reformen. Letztere 
hätten viel zur derzeitigen robusten Ent­

wicklung am Arbeitsmarkt beigetragen, 
doch auch von den moderaten Lohnab­
schlüsse der Tarifvertragsparteien habe 
der Arbeitsmarkt profitiert. So habe die 
Anzahl der registrierten Arbeitslosen im 
Jahr 2009 trotz der Rezession die Marke 

von jahresdurchschnittlich 3,4 Millionen 
nicht überschritten. In diesem Jahr sei 
mit rund 3,2 Millionen registrierten Ar­
beitslosen zu rechnen, 2011 sogar nur 
noch mit knapp drei Millionen. 

Chancen für das Jahr 2011 

Franz zeigte sich optimistisch, dass 
die günstige Entwicklung am Arbeits­
markt den privaten Konsum im kommen­
den Jahr stimulieren werde. Insbesondere 
dürfte die sinkende Arbeitslosigkeit und 
der Mangel an qualifizierten Facharbei­
tern den Arbeitnehmern die Angst vor ei­
nem Jobverlust nehmen. Überdies werde 
das Beschäftigungswachstum zu  steigen­

den Löhnen führen. Dies werde der In­
landsnachfrage einen Schub geben und 
die Konjunktur weiter ankurbeln.

Während andere Länder aufgrund ei­
ner besonders hohen Staatsverschuldung 
und der Sorge wegen möglicher deflatio­
närer Tendenzen hohe Risikoprämien auf 
Staatsanleihen zahlen müssten, habe 
Deutschland aufgrund seiner Stabilität 
die Chance, für private Investoren noch 
attraktiver zu werden. Die im internatio­
nalen Vergleich solide Lage der öffentli­
chen Haushalte in Deutschland sowie der 
durch die „Schuldenbremse“ vorgeschrie­
bene Konsolidierungspfad der Bundes­
regierung mache Deutschland als „siche­
ren Hafen“ für die Anleger attraktiv.

Gut aufgestellt sieht Franz darüber  
hinaus die deutschen Unternehmen. Sie 
konnten in den vergangenen Jahren ihre 
Wettbewerbsfähigkeit steigern. Ferner 
habe die Reform der Unternehmens­
besteuerung im Jahr 2008 den Wirt­
schaftsstandort Deutschland im interna­
tionalen Vergleich der Unternehmens­
steuerbelastung von einem unrühmli­
chen Platz auf einen passablen Platz im 
Mittelfeld geschoben. 

Wirtschaftliche Risiken für 2011

Trotz der Aufwärtsdynamik bestün­
den aber gewisse konjunkturelle Risi­
ken, sagte Franz. So sei Deutschland 
nach wie vor eine stark auf den Export 
ausgerichtete Volkswirtschaft. Ein kon­
junktureller Abschwung in für Deutsch­
land wichtigen Abnehmerländern sowie 
eine dortige drastische Sparpolitik könn­
ten den Export deutscher Waren und 
Dienstleistungen schwächen. Ein Rück­
schlag bei den Exportaktivitäten könnte 
die Belebung der Binnennachfrage kom­
pensieren, wenn nicht sogar überkom­
pensieren. 

Aufgrund der Erfahrungen der letzten 
Jahre sei ferner nicht auszuschließen, 
dass es auf den weltweiten Finanzmärk­
ten erneut zu unerwarteten Schocks 
komme, die sich nachteilig auf die Real­
wirtschaft auswirken könnte, gab Franz 
zu bedenken. Nach wie vor gebe es in 
den Bankbilanzen Positionen, für die 

Wolfgang Franz mit Stefan Mappus, Ministerpräsident von Baden-Württemberg, und Joachim E. Schielke, 
Vorstandsvorsitzender der BW Bank, bei der Vortragsveranstaltung in Stuttgart (von links).

Foto: ZEW
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noch beträchtlicher Abschreibungsbe­
darf bestehe. Mit Blick auf China und die 
Vereinigten Staaten warnte der „Wirt­
schaftsweise“ vor den zunehmenden 
Spannungen im internationalen Wäh­
rungsgefüge. Wenn die Vereinigten Staa­
ten als Reaktion auf den schwachen Yuan 
handelsprotektionistische Maßnahmen 
ergriffen, so würde dies der Weltwirt­
schaft schaden. Überdies könnte die ex­
pansive Geldpolitik der Vereinigten Staa­
ten zu einer merklichen Aufwertung des 
Euros führen und damit den deutschen 
Export schwächen.

Strategien für die Zukunft

Um langfristig einen tragfähigen 
Wachstumskurs zu halten, müsse die 
Bundesregierung auf verschiedenen Fel­

dern aktiv werden, riet Franz. Die Schul­
denkrise einiger Euroländer habe ge­
zeigt, dass der Stabilitäts- und Wachs­
tumspakt einer Reform bedürfe. Es müs­
se klare Regeln und auch Sanktionsme­
chanismen für Euroländer geben, die 
sich exzessiv verschuldet hätten. Darü­
ber hinaus müsse die EU einen Finanzie­
rungsmechanismus für Krisensituatio­
nen schaffen, der immer dann greife, 
wenn die Zahlungsfähigkeit von Mit­
gliedsländern bedroht sei. 

Auch die internationale Finanzarchi­
tektur müsse reformiert werden. Die Re­
gelungen im Rahmen von Basel III, die im 
Wesentlichen auf eine strengere Eigenka­
pitalregulierung des Bankensektors ab­
zielten, seien in diesem Kontext zu be­
grüßen. Darüber hinaus regt der Sachver­
ständigenrat aber auch eine nach dem 

systemischen Risiko differenzierte Ban­
ken-Abgabe an. Durch sie könne die Kre­
ditwirtschaft im Ernstfall selbst für einen 
Teil der Kosten von systemischen Krisen 
aufkommen. Auf europäischer Ebene 
müsse unbedingt auch eine handlungs­
fähige Finanzaufsicht geschaffen werden 
und die Bankenaufsicht in Deutschland 
sollte unter dem Dach der Bundesbank 
konzentriert werden, sagte Franz.

Reformen auf der Agenda

Mit Blick auf die Verschuldung der öf­
fentlichen Haushalte muss nach Ansicht 
des Sachverständigenrats weiterhin der 
Weg der Konsolidierung beschritten wer­
den. Dabei werde die Schuldengrenze in 
den kommenden Jahren einen wichtigen 
Beitrag zur Begrenzung der staatlichen Ver­
schuldung leisten. Jedoch stünden nach 
wie vor die angekündigte Reform der Ge­
meindefinanzen sowie die Reform der Um­
satzsteuer auf der Agenda der Bundesre­
gierung. Wichtig sei auch, dass die Bundes­
regierung bei der Rente mit 67 Standfestig­
keit beweise und das Renteneintrittsalter 
wie geplant stufenweise erhöhe.  

Die Chancen auf einen stabilen Wirt­
schaftsaufschwung stünden trotz der ge­
nannten Risiken nicht schlecht, schloss 
Franz. Jedoch könne von einem neuen 
„Wirtschaftswunder“ keine Rede sein. 
Die Aussichten seien allerdings gut, vor­
ausgesetzt die Bundesregierung gehe 
die notwendigen Reformen beherzt und 
engagiert an. 

Kathrin Böhmer, boehmer@zew.de

Wolfgang Reinhart MdL, Minister für Bundes- und Europaangelegenheiten Baden-Württemberg, mit Wolfgang 
Franz  bei der Vortragsveransaltung in Berlin (von links).

Foto: ZEW

Wolfgang Franz beantwortet Fragen der Zuhörer bei der Vortragsveranstaltung im Hause der EnBW in Karlsruhe. 

Foto: ZEW

Wolfgang Franz spricht in der Landesvertretug von 
Baden-Württemberg in Brüssel.

Foto: ZEW
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Nr. 10-092, Steffen Osterloh: Words 
Speak Louder Than Actions: The Impact 
of Politics on Economic Performance.
Nr. 10-091, Julia Horstschräer, Markus  
Clauss, Reinhold Schnabel: An Uncondi­
tional Basic Income in the Family Context 
– Labor Supply and Distributional Effects.
Nr. 10-090, Vigen Nikogosian, Tobias 
Veith: Der Einfluss öffentlichen Eigen­
tums auf die Preissetzung in deutschen 
Haushaltsstrommärkten.
Nr. 10-089, Tobias Veith: The National  
Regulatory Structure Against the Back­
ground of the European Regulatory System.
Nr. 10-088, Tobias Veith: European Tele­
communication Regulation – Effects on 
Telecommunication Providers.
Nr. 10-087, Tobias Veith: Supply and  
Demand for Telecommunication Infra­
structure.
Nr. 10-086, Victoria Alexeeva-Talebi: 
Cost Pass-Through of the EU Emissions 
Allowances: Examining the European Pe­
troleum Markets.
Nr. 10-085, Sarah Borgloh, Astrid Dan­
nenberg, Bodo Aretz: On the Construc­
tion of Social Preferences in Lab Experi­
ments.
Nr. 10-084, Kai Hüschelrath, Jürgen Wei­
gand: Fighting Hard Core Cartels.
Nr. 10-083, Volodymyr Bilotkach, Kai  
Hüschelrath: Airline Alliances, Antitrust 
Immunity and Market Foreclosure.
Nr. 10-082, Kai Hüschelrath, Jürgen  
Weigand: Predation Enforcement Op­
tions: An Evaluation Using a Cournot 
Framework.
Nr. 10-081, Kai Hüschelrath, Nina Lehey­
da: A Methodology for the Evaluation of 
Competition Policy.
Nr. 10-080, Volodymyr Bilotkach, Kai Hü­
schelrath: Antitrust Immunity for Airline 
Alliances.
Nr. 10-079, Katja Coneus, C. Katharina 
Spiess: Pollution Exposure and Infant 
Health: Evidence from Germany.
Nr. 10-078, Dirk Czarnitzki, Bernd Ebers­
berger: Do Direct R&D Subsidies Lead to 
Monopolization of R&D in the Economy?
Nr. 10-077, Bernd Fitzenberger, Aderon­
ke Osikominu, Marie Paul: The Heteroge­
neous Effects of Training Incidence and 
Duration on Labor Market Transitions.
Nr. 10-076, Martin Bohl: Pension Funds‘ 
Performance in Strongly Regulated In­
dustries in Central Europe: Evidence 
from Poland and Hungary.

Fachkräfte aus China und Vietnam besuchen Finanzministerium 
Baden-Württemberg

Im Rahmen eines mehrmonatigen Weiterbildungsprogramms am Zentrum für Euro
päische Wirtschaftsforschung (ZEW) besuchte Anfang November eine 19-köpfige Gruppe 
von Mitarbeitern chinesischer Finanzbehörden und weiterer staatlicher Institutionen aus 
China und Vietnam das Finanzministerium von Baden-Württemberg in Stuttgart. 

Im Ministerium wurden die Gäste aus 
Asien sehr herzlich von Ministerialdirek­
torin Dr. Gisela Meister-Scheufelen be­
grüßt. Es folgten Vorträge von Meister-
Scheufelen und dem Leiter der Abteilung 
Haushalt, Reiner Moser, zu den Themen 
„Staatshaushalt und Budgetplanung in 
Deutschland“ und zum „Haushalt des 
Landes Baden-Württemberg“. Die Fach­
kräfte aus China und Vietnam nehmen 

von September bis November 2010 an 
einem Weiterbildungsprogramm zum 
Thema Makroökonomie am ZEW teil. Der 
Kurs am ZEW ist Teil des Trainingspro­
gramms „Strengthening Macroeconomic 
Policies“, das die InWEnt – Internatio­
nale Weiterbildung und Entwicklung 
gGmbH im Auftrag des Bundesministeri­
ums für wirtschaftliche Entwicklung und 
Zusammenarbeit organisiert. 

Nachruf zum Tod von Herrmann Freudenberg

Herrmann Freudenberg, der am 15. 
November 2010 verstarb, war dem ZEW 
viele Jahre eng verbunden. Als Mitglied 
der Gründungskommission und als lang­
jähriges Aufsichtsratsmitglied des ZEW 
hat er die erfolgreiche Arbeit des Insti­
tuts von Anfang an mit Rat und Tat be­
gleitet. Das  ZEW ist Herrmann Freuden­
berg für seine herausragenden Dienste 
daher zu großem Dank verpflichtet. 
Durch den Tod von Herrmann Freuden­
berg verliert das ZEW einen wichtigen 
Ratgeber. Er wird uns allen als bedeuten­
de Persönlichkeit in Erinnerung bleiben. Foto: Freudenberg & Co. Kommanditgesellschaft

Die Fachkräfte aus China und Vietnam vor dem baden-württembergischen Finanzministerium in Stuttgart.

Foto: ZEW
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ZEW-Finanzmarkttest im November 2010

EZB: Zinserhöhung rückt ins Blickfeld  
Nach wie vor geht die Mehrheit der vom ZEW befragten Finanz­
marktexperten von einem unveränderten Niveau der kurzfris­
tigen Zinsen in der Eurozone im nächsten halben Jahr aus. Der 
Anteil derer, die mit steigenden Zinsen rechnet, ist allerdings 
im November  auf 38,9 Prozent der Befragten angestiegen. Da­
mit werden Zinserhöhungen durch die EZB aus Sicht der ZEW-
Finanzmarktexperten wieder etwas wahrscheinlicher. Der 
Grund hierfür dürfte sein, dass der EZB ein entschlossenes 
Vorgehen gegen Inflation zugetraut wird.

Christian David Dick, dick@zew.de

Eurozone: Verbesserte Erwartungen
Die Konjunkturerwartungen für die Eurozone sind im Novem­
ber um 12,0 Punkte auf 13,8 Punkte gestiegen. Damit ver­
zeichnen sie einen größeren Zuwachs als die Konjunktur­
erwartungen für Deutschland (plus 9,0 Punkte). Ein wachsen­
der Teil der Befragten geht offenbar davon aus, dass sich im 
nächsten halben Jahr auch die Konjunktur in einigen anderen 
Euroländern verbessern wird. Der Saldo, der die Erwartungen 
hinsichtlich der aktuellen wirtschaftlichen Lage in der Euro­
zone widerspiegelt, liegt aktuell bei minus 1,0 Punkten. 

Christian David Dick, dick@zew.de

Stabile Preise in der  
Binnenschifffahrt erwartet

2009 – schwieriges Jahr für  
die deutsche Entsorgungswirtschaft

Die Preisentwicklung in der Binnenschifffahrt ist – wie der 
jüngste Bericht „Marktbeobachtung Europäische Binnen­
schifffahrt“ der Zentralkommission für die Rheinschifffahrt 
berichtet – nicht nur von der Gesamtnachfrage und Kosten­
entwicklung abhängig, sondern sehr stark auch von den  
Pegelständen der Flüsse. Das macht Preisprognosen 
schwierig. Mehr als 50 Prozent der von ProgTrans/ZEW  
befragten Experten erwarten im Deutschland- und West­
europaverkehr im nächsten halben Jahr stabile Preise. Für 
den Osteuropaverkehr gehen sogar zwei Drittel der Befrag­
ten von unveränderten Preisen aus. 

Dr. Claudia Hermeling, hermeling@zew.de

Die Unternehmen des Entsorgungs-, Wasser- und Rohstoff­
wirtschaft mussten 2009 deutliche Einbußen beim Umsatz 
mit neuen Produkten und Dienstleistungen hinnehmen. Nur 
mehr 1,6 Prozent des Branchenumsatzes ging auf Produkt­
innovationen zurück, nach 4,7 Prozent 2008. Der scharfe 
Preiswettbewerb, ein geringeres Entsorgungsaufkommen 
und der Verfall der Preise für Sekundärrohstoffe bildeten ein 
ungünstiges Umfeld für Innovationen. Auch für 2010 sind 
die Unternehmen wenig zuversichtlich. Die Innovationsbud­
gets sollen weiter zurückgenommen werden, hier zeigt sich 
die angespannte Ertragssituation der Branche. 

Dr. Christian Rammer, rammer@zew.de

-100

-80

-60

-40

-20

0

20

40

60

-80

-60

-40

-20

0

20

40

60

80

Deutschland Westeuropa Osteuropa
0%

20%

40%

60%

80%

100%

A
nt

ei
l d

er
 b

ef
ra

gt
en

 E
xp

er
te

n 
in

 %

stark steigend

schwach steigend

unverändert

schwach sinkend

stark sinkend 2006 2007 2008 2009
0

1

2

3

4

5

6

A
nt

ei
l a

m
 U

m
sa

tz
 in

 %

0,6

4,1

0,5

3,7

0,3

4,4

0,4

1,2

MarktneuheitenNachahmerinnovationen
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Advent
Schauen Sie sich Ihren Ad­

ventskranz bitte noch einmal 
genau an. Bestand er beim Kauf 
aus Trockenpflanzen oder war 
frisches Material charakterbe­
stimmend? Wen diese Frage aus­
ser Ihnen etwas angeht? Nun, 
das Finanzamt interessiert sich 

dafür. Denn im ersten Fall wird der Regelsatz der Umsatz­
steuer (19 v. H.) fällig, im zweiten der ermäßigte Satz (7 v. H.). 
Da des Weiteren die Finanzverwaltung den Erfindungsreich­
tum seiner Pappenheimer kennt, wenn es nämlich um Steu­
ervermeidung geht, hat es diesbezüglichen Anwandlungen 
vorsorglich einen Riegel vorgeschoben. Denn laut Schreiben 
des Bundesfinanzministeriums wird Trockenmoos durch An­
feuchten nicht wieder zu frischem Moos, schon gar nicht in 
steuerrechtlichem Sinn.

Weit gefehlt, wer glaubt, dies sei eine Petitesse, weil ein 
Einzelfall. Hundefutter wird mit 7 v. H. besteuert, Babynahrung 
mit 19 v. H. Ein Schelm, wer darin die Ursache des niedrigen 
Geburtenstands in Deutschland sieht. Wissen Sie, warum 
künstliche Tierbesamung mit 7 v. H. anstatt mit dem Regelsatz 
besteuert wird? Ich auch nicht. 

Im Ernst: Die zahlreichen Ausnahmetatbestände vom Re­
gelsatz sind regelmäßig das Ergebnis einer erfolgreichen Lob­
byarbeit einschlägiger Verbände und Institutionen, die es 
verstanden haben, die Politik für ihre Partikularinteressen 
einzuspannen. Natürlich ist von  Subventionen nicht die Re­
de. Vielmehr bezieht sich die routinemäßig vorgetragene 
Rechtfertigung auf ansonsten drohende Arbeitsplatzverluste, 
beispielsweise weil im (nahegelegenen) Ausland entspre­
chende Güter und Dienstleistungen niedriger besteuert wür­
den. Skiliften in Bayern drohte angeblich der Konkurs ange­
sichts des enormen Wettbewerbsdrucks aus Österreich oder 
der Schweiz, also werden diesbezüglich Leistungen seit we­
nigen Jahren ermäßigt besteuert. Analoges gilt seit diesem 
Jahr für das Beherbergungsgewerbe, wobei nun der Streit da­
rüber entbrannt ist, was alles zu einer Übernachtung gehört. 
Das Frühstück jedenfalls nicht, von speziellen Dienstleistun­
gen in gewissen „Hotels“ erst gar nicht zu reden.

Am ehesten könnte die ermäßigte Besteuerung von Nah­
rungsmitteln Verständnis erheischen, weil der Anteil der Aus­
gaben für Nahrungsmittel bei unteren Einkommensschichten 
überproportional hoch ist. Dann lohnt sich eine Reform indes 
kaum noch. Denn die Steuermindereinnahmen auf Grund des 
ermäßigten Umsatzsteuersatzes belaufen sich auf 23 Milliar­
den Euro. Davon entfallen allein 17 Milliarden Euro auf Nah­
rungsmittel. Abgesehen davon bleiben dann wieder die teil­
weise komisch anmutenden Abgrenzungskämpfe, nämlich 
welche Güter zu den Nahrungsmitteln zu zählen sind und 
welche eben nicht.

Der Sachverständigenrat zur Begutachtung der gesamt­
wirtschaftlichen Entwicklung hat daher eine weitgehende  
Änderung vorgeschlagen, nämlich die generelle Abschaffung 
des ermäßigten Umsatzsteuersatzes und gleichzeitig die Ab­
senkung des Regelsatzes von 19 v. H. auf rund 16,5 v. H., so­
dass dies zusammengenommen weitgehend aufkommens­
neutral vonstatten geht. Um der zu erwartenden Empörung 
über eine angebliche Umverteilung von unten nach oben und 
über untragbare Zusatzlasten der unteren Einkommensbezie­
her den Wind aus den Segeln zu nehmen, legt der Sachver­
ständigenrat einschlägige Berechnungen auf der Basis der 
neuesten verfügbaren Einkommens- und Verbrauchsstich­
probe des Jahres 2008 vor. Das Ergebnis ist einigermaßen 
überraschend. Die Umsatzsteuerbelastung in Prozent des 
Haushaltsnettoeinkommens ändert sich im Durchschnitt 
sämtlicher zehn untersuchten Einkommensdezile durch die 
Reform praktisch nicht. Die Umverteilungseffekte halten sich 
ebenfalls in Grenzen: Die unterste Einkommensgruppe ver­
liert maximal fünf Euro im Monat. Zu prüfen bleibt indes 
noch, ob sich dieses Ergebnis für bestimmte soziodemogra­
phische Gruppen – etwa Haushalte mit zahlreichen Kindern – 
ändert, dann wäre in solchen Ausnahmefällen an Kompen­
sationszahlungen zu denken.
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